
Forum GesundheitspolitikPrimaryCare PrimaryCare 2003;3:6–8

6

Aufruf zu gemeinsamer Suche 
nach sinnvollen Lösungen

Die Diskussion unter der Leitung von O. Zut-
ter war lebhaft und engagiert. Man konnte
aber keine wirklich neuen Aspekte zum
Thema hören. Der Aufruf von Ch. Beerli an
die Ärzteschaft zur Zusammenarbeit an einer
schnellstmöglichen Suche nach mutigen Lö-
sungen zur Zügelung des Gesundheitswesens
wurde von über 300 ÄrztInnen gehört. Der
Präsident der Berner Ärztegesellschaft, J.
Schlup, hat die Einladung angenommen. Die
Ärzte sind bereit zur Zusammenarbeit mit al-
len Partnern des Gesundheitswesens, hält er
fest.

Zu einer Subito-Lösung dürfte es aber
nicht kommen, denn dem rationalen, auf Evi-
dence Based Medicine (EBM) gestützten me-
dizinischen Wissen und dem auf WZW-Kri-
terien basierenden Leistungskatalog steht ein
hoher, emotional geprägter Nachfragedruck
der Bevölkerung gegenüber. Dieses Span-
nungsfeld stellt nicht nur für die PolitikerIn-
nen eine kaum lösbare Herausforderung dar,

sondern auch für uns ÄrztInnen – trotz un-
seres besten Willens und medizinischen Wis-
sens und trotz einer zunehmend besseren
Kommunikation und Kooperation zwischen
HausärztInnen und SpitalärztInnen.

Neben den (nur teilweise) im Einflussbe-
reich der Ärzte liegenden diagnostischen und
therapeutischen Innovationen und der de-
mographischen Entwicklung spielen auch ge-
sellschaftspolitische, vor allem sozioökono-
mische Faktoren eine ganz wesentliche Rolle
für die unbremsbare Kostenentwicklung im
Gesundheitswesen. Diese zu beeinflussen,
dürfte auch unter vereinten Anstrengungen
viel Zeit erfordern.

Nachfolgend seien einige wichtige State-
ments zusammengefasst.

Die (Ohn)macht des Wissens 
und der Konkurrenz 

Ch. Beerli, Ständerätin, betont, dass die
Schweiz ein sehr gut funktionierendes Ge-
sundheitswesen habe, dass es eine hohe Le-
bensqualität mit generiere, dass es zudem ein
grosser Arbeitgeber sei – 380 000 Menschen
leben direkt oder indirekt davon. Aber es sei
zu teuer – und zwar in den Augen aller, der
Versicherer, der Administration, der Politiker
und auch der Versicherten, die sich als Pa-
tienten zwar immer das Beste wünschen, die
Versicherungsprämien aber kaum mehr be-
zahlen können oder wollen. Diese Situation
bewirke, dass unverzüglich gehandelt wer-
den müsse, wenn nicht eine Staatsmedizin
oder eine Einheitskasse heraufbeschworen
werden soll. 

Durch eine Neuregelung der Spitalfinan-
zierung sollen künftig die Leistungen der
Spitäler finanziert werden und nicht mehr,
wie heute, die Spitäler als Institutionen. Die
Prämien bräuchten eine festgelegte Ober-
grenze, diese solle aber nicht lohngebunden
sein, weil dadurch eine Abnahme der Eigen-
verantwortung begünstigt würde.

Ch. Beerli ist gegen eine Zulassungsbe-
schränkung der Ärzte, in der Aufhebung des
Kontrahierungszwangs sieht sie aber einen
potentiellen wettbewerbsorientierten Lö-
sungsansatz. Sie erwartet von uns ÄrztInnen,
dass wir mit unserem Wissen einen auf EBM
basierenden, den WZW-Kriterien genügen-
den Leistungskatalog definieren und durch-
setzen, dass wir das Richtige beim Richtigen
tun, dass wir uns in sich gegenseitig konkur-
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sinken könnte. Den obligatorischen Lei-
stungskatalog hingegen würde er auf das
wirklich Notwendige beschränken.

Ein Ärztemangel steht vor der Tür

J. Schlup, Berner Ärztegesellschaft, sieht die
Ursache für die zunehmenden Kosten weni-
ger bei den ÄrztInnen (Kostenanteil am Ge-
sundheitswesen 14%) als im sehr grosszügig
ausgebauten Leistungskatalog, im medizini-
schen Fortschritt und in den Folgen des so-
zioökonomischen Wandels der Gesellschaft.
Damit meint er die Zunahme der Einzel-
haushalte und die Vereinsamung (fehlende
Möglichkeiten für familiäre Hilfeleistungen),
die hohe Scheidungsrate mit ihren persönli-
chen und wirtschaftlichen Folgen sowie die
schlechte allgemeine Wirtschaftslage (Stel-
lenverlust). 

Die Massnahmen zur Ärztereduktion so-
wie die Reallohneinbusse der Ärzteschaft
(30% in den letzten 30 Jahren) wirken sich
verunsichernd (Lebensplanung) auf die künf-
tigen Ärztegenerationen aus. Bereits jetzt
zeige sich ein latenter Ärztemangel, wie an
der grossen Zahl von ausländischen Assi-
stenzärztInnen in den Spitälern leicht er-
sichtlich sei. Bei einem 15 bis 20 Jahre dau-
ernden Ausbildungszyklus müsse bald mit ei-
nem nachhaltigen Ärztemangel in allen ärzt-
lichen Tätigkeitsfeldern gerechnet werden.
Praxisübergaben seien bereits heute, vorerst
noch auf dem Land, zunehmend schwierig.

Aus einer Aufhebung des Kontrahie-
rungszwangs dürften letztlich mehr negative
als positive Folgen resultieren; vor allem
könnte sich daraus ein Nachteil für polymor-
bide, chronisch kranke PatientInnen erge-
ben, da sich die ÄrztInnen die Behandlung
dieser PatientInnen wegen möglicher negati-
ver Auswirkungen auf ihre Statistik bzw. ihre
Kontrahierung nicht mehr «leisten» könnten.

Die Arzt-Patienten-Beziehung kann
nicht ökonomisch gesteuert werden

F. Follath, Universitätsspital Zürich, erwähnt,
dass die Medizin immer mehr Möglichkeiten
habe, die von der Bevölkerung durchaus be-
grüsst würden; dass aber niemand wisse, zu
welchem Ziel das Gesundheitswesen als
Ganzes gesteuert werden soll. Den Vorschlag
zur gemeinsamen Lösungssuche nimmt er
sehr positiv auf. Auch er stelle fest, dass sich

rierende Netzwerke organisieren, unsere Pa-
tientInnen durch die ganze Behandlungs-
kette begleiten und die volle Kostenverant-
wortung übernehmen.

Rationalisierung durch Netzwerke 
und Anreize zur Eigenverantwortung

M. Manser, Helsana, sieht sich vor allem mit
der schwindenden Zahlungsbereitschaft und
-fähigkeit der Versicherten konfrontiert. Die
Kostenentwicklung sei sicher multifaktoriell
verursacht, doch sieht er durchaus auch Mög-
lichkeiten, dass der angebotsgesteuerte Ge-
sundheitsmarkt durch einen Ausbau von ge-
eigneten Rationalisierungsmassnahmen kon-
trolliert werden könnte – insbesondere durch
die Steuerung des Zugangs zum Gesund-
heitswesen und die Reduktion der Anbieter.
Durch die Aufhebung des Kontrahierungs-
zwangs könnte der notwendige Wettbewerb
ermöglicht werden, dessen Regeln durch die
in integrierte Netzwerke organisierten Ärzt-
Innen mitbestimmt werden könnten. Die Me-
dikamentenpreise seien dem Niveau des eu-
ropäischen Auslandes anzugleichen. Die mo-
nistische Spitalfinanzierung sei anzustreben.
Um eine Rationierung, ein Globalbudget
oder eine Verstaatlichung der Krankenkas-
sen zu vermeiden, müssten die Anreize so ge-
staltet werden, dass ein sorgsamer Umgang
mit den Ressourcen belohnt würde. Anstelle
von Maximalforderungen sollte die Eigen-
verantwortung gefördert werden. 

Medikamente sind ihr Geld wert

J. Reinhart, Novartis, weist auf den reellen Ge-
genwert hin, welcher sich aus den zugegebe-
nermassen sehr teuren Medikamenten er-
gebe. Diese leisten einen bedeutenden Bei-
trag zur hohen Lebensqualität und Senkung
der Sterblichkeit bei vielen Krankheiten. Die
Preise seien aus den hohen Kosten zu er-
klären, die sich für ein einziges Medikament
von der Forschung bis zur Erfüllung der sehr
hoch angesetzten Neuzulassungsanforderun-
gen auf 800 Millionen bis 1 Milliarde Fran-
ken belaufen.

Er möchte in dieser Diskussion nicht nur
zur Medikamentenfrage Stellung nehmen. Er
befürchtet, dass durch eine Aufhebung des
Kontrahierungszwangs gerade die hoch qua-
lifizierten Leute vom Arztberuf abgehalten
werden könnten, dass damit die Qualität ab-
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demographischer Umstände, indem in weni-
gen Jahren die geburtenstarken Jahrgänge von
den geburtenschwachen Jahrgängen der nach
1965 Geborenen betreut und gepflegt werden
müssen; andererseits durch die zunehmende
Feminisierung der Ärzteschaft und der damit
verbundenen Zunahme der Teilzeittätigkeit.

E. Lobsiger hätte aufgrund seiner Erfah-
rungen mit der SUVA, bei welcher er immer
kompetente Gesprächspartner antreffe, nichts
gegen eine Staatsmedizin einzuwenden. Diese
wäre ihm viel lieber als ein anhaltender Kon-
kurrenzkampf. 

B. Bühler weist darauf hin, dass die Vertre-
tung von Partikularinteressen – die Ärzte be-
urteilen die Situation aus dem Blickwinkel der
Pflege, die Versicherer aus der Optik der Ko-
sten – nicht einer Schwarzpeter-Schuldzuwei-
sungstaktik gleichzusetzen sei.

Das Gesundheitswesen 
als Bioindikator

Aufgrund seiner Eindrücke an dieser Podi-
umsdiskussion erlaubt sich der Autor eine
Schlussbemerkung. Die Entwicklungen in al-
len – ethischen, philosophischen, psychologi-
schen, politischen, wissenschaftlichen, medizi-
nischen, sozialen und ökonomischen – Berei-
chen unserer Gesellschaft scheinen sich mit all
ihren positiven und negativen Aspekten auf
das Gesundheitswesen auszuwirken und in
ihm widerzuspiegeln. Somit könnte das Ge-
sundheitswesen als Bioindikator für die Be-
findlichkeit unserer Gesellschaft betrachtet
werden. Einen Bioindikator zu manipulieren,
dürfte aber kaum eine valable Methode sein,
um das dahinter liegende Ökosystem zu be-
einflussen – gesunden zu lassen.

Alle an dieser Podiumsdiskussion erwähn-
ten Massnahmen, welche letztlich immer auf
Partikularinteressen beruhen dürften, blieben
somit hilflose Eingriffe an diesem Bioindikator.
Erst durch den Prozess einer umfassenden ge-
sellschaftspolitischen Reflexion, an welcher
sich unter Federführung von Politik und Ärz-
teschaft alle Partner des Gesundheitswesens so-
wie die ganze Bevölkerung aktiv beteiligen
würden, könnte ein Gesundheitswesen ge-
schaffen werden, das den Bedürfnissen aller
gerecht würde – zur gewünschten Qualität und
zu entsprechend optimalem Preis.

Haben sich Politik, Versicherer und Ärzte-
schaft an der BETAKLI 2002 dazu die Hand
gereicht?

gerade die besten ÄrztInnen durch die dro-
henden Massnahmen zur Reduktion der Ärz-
teschaft verunsichern liessen. Die Zulas-
sungsbeschränkung für Jungärzte sei nach ei-
ner so langen und kostspieligen Ausbildung
schlicht unfair. Die Idee des Wettbewerbs un-
ter sich konkurrierenden integrierten Netz-
werken kann er nicht unterstützen, denn die
Tätigkeit des Arztes lasse sich nicht auf einen
ökonomischen Aspekt reduzieren. Dahinter
stehe eine sensible Arzt-Patienten-Bezie-
hung, die auf den Arzt persönlich und nicht
auf ein Netzwerk ausgerichtet sei. Zudem
seien bereits jetzt alle Ärzte in ein privates
Netz mit den nötigen, von ihnen ausgewähl-
ten Spezialisten eingebunden. Als interes-
santes Detail erwähnt er, dass der grösste Teil
der Krankheitskosten für Abklärungen und
Behandlungen im letzten Lebensjahr anfalle;
es gebe einfach Umstände, die schlecht be-
einflusst werden können. 

Einige Statements aus dem Plenum

B. Gafner hält fest, dass die Hausärzte ihre Pa-
tientInnen bereits heute – auch ohne inte-
grierte Netzwerke – durch die ganze Behand-
lungskette begleiten und ganzheitlich be-
treuen.

Th. Schweizer wendet sich an Ch. Beerli. Die
intensive und respektvolle Kommunikation
zwischen HausärztInnen und SpezialistInnen
an dieser BETAKLI zeige, dass die Ärzteschaft
trotz Evidence Based Medicine und WZW-
Richtlinien keine genügend stark fundierten
Antworten auf die fast elementar daherkom-
mende Nachfragegewalt der PatientInnen be-
reit habe. Dieser Nachfragedruck könne auch
durch eine Elimination von Ärzten nicht gelöst
werden. Eine valable Lösung sei nicht denk-
bar, ohne dass die Bevölkerung gleichzeitig
auch vermehrt über die Sinnfrage nachdenke.

H. W. Leibundgut betont, dass alle Ärzte ihr
Netzwerk hätten, dass ihnen in einem System
mit so vielen Unbekannten eine Übernahme
der vollen Budgetverantwortung nicht zumut-
bar sei. 

H. Matti lehnt die Rolle ab, dass die Ärzte
zu «Umerziehern» der PatientInnen gemacht
werden sollen; dies sei schon deshalb nicht
möglich, weil die Patienten ihr «Recht» zu ei-
ner zunehmend höheren Nachfrage aus den
immer steigenden Prämien rechtfertigen.

M. Marchev wiederholt, dass ein Ärzte-
mangel vorprogrammiert sei, einerseits infolge


